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Allgemeine Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung für Ver-
mögensschäden (AVBV) 
 

Stand 09.2014 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 

I. Versicherte Ansprüche 

1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer 
Versicherungsschutz für den Fall, dass er wegen eines 
bei der Ausübung der im Versicherungsschein angege-
benen beruflichen Tätigkeit vom ihm selbst oder einer 
Person, für die er nach dem Gesetze einzutreten hat, be-
gangenen Verstoßes von einem anderen auf Grund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen In-
haltes für einen Vermögensschaden verantwortlich ge-
macht wird. 

Im Rahmen des versicherten Risikos erstreckt sich die 
Versicherung auch auf die gesetzliche Haftpflicht, wel-
che den Personen, für die der Versicherungsnehmer 
nach dem Gesetze einzutreten hat, aus ihrer für den Ver-
sicherungsnehmer ausgeübten Berufstätigkeit persön-
lich obliegt, vgl. § 7 I und II. 

2. Mitversichert sind unmittelbare Haftpflichtansprüche 
wegen Vermögensschäden, die aus Anlass der versi-
cherten beruflichen Tätigkeit von Kunden (Auftragge-
bern, Mandanten oder Klienten) des Versicherungsneh-
mers wegen einer Diskriminierung oder wegen Verlet-
zung einer Vorschrift zum Schutz vor Diskriminierung, 
insbesondere aus dem Bundesgleichbehandlungsge-
setz, geltend gemacht werden. 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer in seiner Funktion als Arbeitgeber, Dienst-
herr, Auftraggeber von Werklohnverträgen oder Unter-
nehmer im Sinne von § 1 des Handelsvertretergesetzes. 
Dies gilt auch dann, wenn es sich um die Anbahnung ei-
nes solchen Vertrages handelt. 

II. Versicherte Schäden 

1. Vermögensschäden im Sinne dieses Versicherungs-
vertrages sind solche Schäden, die weder Personen-
schäden (Tötung, Verletzung oder Gesundheitsschädi-
gung von Menschen) noch Sachschäden (Beschädi-
gung, Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen 
körperlicher Sachen) sind, noch sich aus solchen Schä-
den herleiten. Als körperliche Sachen gelten insbeson-
dere auch Geld, geldwerte Zeichen (so z.B. Brief- und 
Stempelmarken), Inhaberpapiere und in blanko indos-
sierte Orderpapiere, sowie Wertsachen. 

2. Die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an sonstigen 
Schriftstücken und für die Sachbearbeitung in Betracht 
kommenden Akten, sowie aus dem Abhandenkommen 
von Wechseln ist in der Versicherung eingeschlossen. 

§ 2 Zeitlicher Umfang des Versicherungs-
schutzes 

I. Vorwärtsversicherung 

1. Der Versicherer haftet nur dann, wenn der Verstoß 
während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes 
begangen wird. 

2. Wird ein Schaden durch Unterlassung gestiftet, so 
gilt im Zweifel der Verstoß als an dem Tag begangen, an 
welchem die versäumte Handlung spätestens hätte vor-
genommen werden müssen, um den Eintritt des Scha-
dens abzuwenden. 

II. Rückwärtsversicherung 

1. Die Rückwärtsversicherung (oder Vorhaftung oder 
Vordeckung) bietet, sofern vereinbart, Versicherungs-
schutz für Verstöße in der Vergangenheit, welche dem 
Versicherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung nicht bekannt waren. Bei Antragstellung ist die 
zu versichernde Zeit nach Anfangs- und Endpunkt zu be-
zeichnen. 

Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn es vom 
Versicherungsnehmer als pflichtwidrig erkannt oder ihm 
gegenüber als pflichtwidrig bezeichnet worden ist, auch 
wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben noch an-
gedroht noch befürchtet worden sind. 

III. Nachhaftung 

1. Der Versicherungsschutz umfasst die Folgen aller 
während der Versicherungsdauer begangenen Ver-
stöße, die dem Versicherer nicht später als fünf Jahre 
nach Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet 
werden (Nachhaftung oder Nachdeckung). 

2. Fällt das versicherte Interesse vollständig und dauer-
haft allein aus altersbedingten oder gesundheitlichen 
Gründen weg, so umfasst der Versicherungsschutz die 
Folgen aller während der Versicherungsdauer begange-
nen Verstöße. 

IV. Wechsel des Versicherers 

1. Mitversichert sind Versicherungsfälle, die erstmalig 
während der Laufzeit dieses Vertrages geltend gemacht 
und vom Versicherungsnehmer unverzüglich (§ 5 II) an-
gezeigt worden sind, wenn 

a) dieser Vertrag unmittelbar im Anschluss an einen 
vorherigen Versicherungsvertrag der gleichen Art 
(Vorversicherung mit Definition des Versicherungs-
falls entsprechend § 5 I) begonnen hat, 

b) der zugrunde liegende Verstoß während der Laufzeit 
der Vorversicherung erfolgt ist; 

c) der Versicherungsnehmer keine eigenen versiche-
rungsvertraglichen Pflichten verletzt hat und 
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d) der Vorversicherer allein wegen Ablaufs der versi-
cherungsvertraglichen Nachmeldefrist, keinen Versi-
cherungsschutz mehr zu gewähren hat. 

2. Versicherungsschutz besteht in Höhe des zum Zeit-
punkt des Verstoßes unverbrauchten Teils der Versiche-
rungssumme der Vorversicherung, maximal jedoch 1 
Mio. EUR je Versicherungsfall und maximal 2 Mio. EUR 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

Die Ersatzleistung ist auf den Umfang der zum Zeitpunkt 
des Verstoßes bestehenden Vorversicherung begrenzt, 
wobei ein über den Rahmen dieses Vertrages hinausge-
hender Versicherungsschutz ausgeschlossen ist. 

§ 3 Sachlicher Umfang des Versicherungs-
schutzes 

I. Versicherungssumme 

1. Die Versicherungssumme stellt den Höchstbetrag 
der dem Versicherer – abgesehen vom Kostenpunkte 
(vgl. § 3 III) – in jedem einzelnen Schadenfalle obliegen-
den Leistung dar, und zwar mit der Maßgabe, dass nur 
eine einmalige Leistung der Versicherungssumme in 
Frage kommt, 

a) gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen Per-
sonen, auf welche sich der Versicherungsschutz er-
streckt; 

b) bezüglich eines aus mehreren Verstößen erfließen-
den einheitlichen Schadens, auch wenn diese Ver-
stöße ganz oder teilweise durch Personen begangen 
wurden, für die der Versicherungsnehmer nach dem 
Gesetze einzutreten hat; 

c) bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei 
gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Feh-
lerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als ein-
heitlicher Verstoß, wenn die betreffenden Angele-
genheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaft-
lichem Zusammenhang stehen. 

2. Sofern nicht anders vereinbart, beträgt die Jahres-
höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres das Zweifache der vereinbarten 
Versicherungssumme. 

3. Unterhält der Versicherungsnehmer weitere Versi-
cherungsverträge und kann er für ein und denselben 
Verstoß Versicherungsschutz auch aus einem weiteren 
Versicherungsvertrag in Anspruch nehmen, begrenzt die 
Versicherungssumme des Vertrages mit der höchsten 
Versicherungssumme, bei gleich hohen Versicherungs-
summen diese Versicherungssumme, die dem Versiche-
rer obliegende Leistung; eine Kumulierung der Versiche-
rungssummen findet also nicht statt. § 59 Absatz 2 Satz 
1 VersVG gilt entsprechend. 

II. Selbstbehalt 

1. Sofern vereinbart, trägt der Versicherungsnehmer 
den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen o-
der den in besonderen Bedingungen vereinbarten 
Selbstbehalt. 

Der Versicherer kann verlangen, dass der Versiche-
rungsnehmer seinen Schadenanteil an eine vom Versi-
cherer bestimmte Stelle abführt und die Quittung darüber 
dem Versicherer einsendet. 

2. Ohne Zustimmung des Versicherers ist es nicht zu-
lässig, dass der Versicherungsnehmer Abmachungen 
trifft oder Maßnahmen geschehen lässt, die darauf hin-
auslaufen, dass ihm seine Selbstbeteiligung erlassen, 
gekürzt oder ganz oder teilweise wieder zugeführt wird. 
Widrigenfalls mindert sich die Haftpflichtsumme um den 
entsprechenden Betrag. 

3. Vereinnahmte Gebühren oder Honorare werden 
nicht auf die Haftpflichtsumme angerechnet. Ein An-
spruch auf Rückforderung von Gebühren und Honoraren 
fällt nicht unter den Versicherungsschutz. 

III. Kosten des Rechtsschutzes 

1. Die Versicherung umfasst auch die gerichtlichen und 
außergerichtlichen Kosten der Abwehr des von einem 
Dritten erhobenen Anspruches, soweit die Aufwendung 
der Kosten den Umständen nach geboten ist, und zwar 
auch dann, wenn sich der Anspruch als unbegründet er-
weist. 

Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder 
durch einen Geschäftspartner oder Mitarbeiter vertreten 
lässt, werden ihnen nur die Barauslagen erstattet. 

Die Versicherung umfasst ferner die Kosten der Vertei-
digung in einem Straf- oder Disziplinarverfahren, das we-
gen eines Verstoßes eingeleitet wurde, der einen Versi-
cherungsanspruch begründen könnte, sofern diese Kos-
ten auf Weisung des Versicherers aufgewendet wurden. 

2. Über Weisung des Versicherers oder von ihm selbst 
aufgewendete Kosten werden nicht als Leistungen auf 
die Versicherungssumme angerechnet (vgl. aber Ziffer 
4). 

3. An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die 
zur Abwendung der zwangsweisen Eintreibung der Haft-
pflichtsumme erforderlich ist, beteiligt sich der Versiche-
rer in demselben Umfange wie an der Ersatzleistung. 

4. Übersteigt der Anspruch des Dritten die Versiche-
rungssumme, so trägt der Versicherer die Kosten mit je-
nem Betrag, der bei einem Anspruch in der Höhe der 
Versicherungssumme aufgelaufen wäre; dies gilt auch 
dann, wenn es sich um mehrere aus einem Schadener-
eignisse entstehende Prozesse handelt. 

5. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich an dem Widerstande des Versicherungs-
nehmers scheitert oder falls der Versicherer seinen ver-
tragsmäßigen Anteil an Entschädigung und Kosten zur 
Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung stellt, hat 
der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der Ver-
fügungsstellung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

§ 4 Ausschlüsse 

I. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Haft-
pflichtansprüche: 

1. welche vor ausländischen Gerichten geltend ge-
macht werden – dies gilt auch im Falle einer inländi-
schen Exekutionsbewilligung –; wegen Verletzung o-
der Nichtbeachtung ausländischen Rechtes; wegen 
einer im Ausland vorgenommenen Tätigkeit; 
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 Dieser Ausschluss gilt nicht für Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union, die übrigen europäischen Län-
der im geografischen Sinn sowie die Türkei. Soweit 
hiernach Versicherungsschutz besteht, gilt: 

 a) Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro 
(EUR). Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit 
dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EURO-Be-
trag bei einem inländischen Geldinstitut angewie-
sen ist. 

 b) Abweichend von § 3 II werden die Aufwendungen 
des Versicherers für Kosten als Leistungen auf 
die Versicherungssumme angerechnet. Kosten 
sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und 
Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens bei oder nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles sowie Schadenregu-
lierungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen; dies gilt auch 
dann, wenn diese Kosten auf Weisung des Versi-
cherers entstanden sind. 

 c) Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf 
Ansprüche aus Tätigkeiten, die über ausländi-
sche Tochtergesellschaften, ausländische Nie-
derlassungen, ausländische Zweigstellen jeder 
Art oder über durch Kooperationsvereinbarungen 
verbundene Firmen im Ausland ausgeübt wer-
den. 

 d) Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen blei-
ben weiterhin Ansprüche auf Entschädigungen 
mit Strafcharakter, insbesondere punitive und 
exemplary damages. 

2. soweit sie auf Grund eines Vertrages oder besonde-
rer Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht hinausgehen; 

3. wegen Schadenstiftung durch wissentliches Abwei-
chen von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedin-
gung des Machtgebers (Berechtigten) oder durch 
sonstige wissentliche Pflichtverletzung; 

4. aus der Überschreitung von Voranschlägen und Kre-
diten, sowie aus Einbußen bei Krediten oder Kapi-
talinvestitionen, aus der Anschaffung und Verwer-
tung von Waren und Papieren; aus der entgeltlichen 
oder unentgeltlichen Vermittlung, Empfehlung oder 
der kaufmännischen Durchführung von wirtschaftli-
chen Geschäften, insbesondere von Geld-, Bank-, 
Lagerhaus- und Grundstückgeschäften; 

5. aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Lei-
ter oder Mitglied eines Vorstands-, Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgans/-kollegiums von Unternehmen oder 
Körperschaften sowie als Syndikus oder Angestell-
ter; 

6. wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der 
Kassenführung, durch Verstöße beim Zahlungsakt, 
durch Veruntreuung des Personals des Versicherten 
oder anderer Personen, deren er sich bedient, ent-
stehen; 

7. von Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft leben, sowie von Angehöri-
gen des Versicherungsnehmers. Als Angehörige gel-
ten 

 a) der Ehegatte des Versicherungsnehmers;  

 b) wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader Li-
nie oder im zweiten Grade der Seitenlinie ver-
wandt oder verschwägert ist. 

 Ansprüche von Mündeln gegen den in dieser Eigen-
schaft versicherten gerichtlich bestellten Vormund 
werden durch diese Ausschlüsse nicht betroffen. 

8. von juristischen Personen, wenn die Majorität der An-
teile, und von sonstigen Gesellschaften, wenn ein 
Anteil dem Versicherungsnehmer oder Versicherten 
oder einem Geschäftspartner oder Angehörigen des 
Versicherungsnehmers oder Versicherten gehört. 

II. Ein Ausschließungsgrund im Sinne von Ziffer I wirkt 
gegen sämtliche Personen, auf welche sich der Versi-
cherungsschutz dieses Vertrages erstreckt, auch wenn 
er bei einem Ersatzanspruche nur hinsichtlich einer oder 
eines Teiles dieser Personen gegeben ist. 

§ 5 Verhalten im Versicherungsfall 

I. Versicherungsfall 

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der Ver-
stoß, der Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer zur Folge hat oder haben könnte. 

II. Schadenanzeige 

Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt eines Versi-
cherungsfalles, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt 
hat, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

Der Pflicht zur Anzeige des Versicherungsfalles wird ge-
nügt, wenn die Anzeige binnen acht Tagen nach dem 
Zeitpunkte abgesendet wird, in dem der Dritte seinen An-
spruch dem Versicherungsnehmer gegenüber außerge-
richtlich geltend gemacht hat oder das Strafverfahren o-
der Disziplinarverfahren wegen des den Anspruch be-
gründeten Verstoßes eingeleitet worden ist. 

Macht der Dritte seinen Anspruch gegen den Versiche-
rungsnehmer gerichtlich geltend, ergeht gegen den Ver-
sicherungsnehmer eine Strafverfügung, eine Streitver-
kündigung, eine einstweilige Verfügung oder wird gegen 
ihn ein Beweissicherungsverfahren eingeleitet, so ist der 
Versicherungsnehmer zusätzlich verpflichtet, dem Versi-
cherer hiervon unverzüglich Anzeige zu erstatten. 

Gegen Zahlungsbefehle hat der Versicherungsnehmer 
überdies in offener Frist die gesetzlich vorgesehenen 
Rechtsmittel (Widerspruch) zu ergreifen und vom Ge-
schehen den Versicherer unverzüglich in Kenntnis zu 
setzen. 

III. Weitere Behandlung des Versicherungsfalles 
(Schadenfalles) 

1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Be-
achtung der Weisungen des Versicherers nach Möglich-
keit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen und alles zu tun, was zur Klarstellung des Scha-
denfalles dient, sofern ihm dabei nicht Unbilliges zuge-
mutet wird. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des 
Schadens sowie bei der Schadenermittlung und -regulie-
rung zu unterstützen, ihm ausführliche und wahrheitsge-
mäße Schadenberichte zu erstatten, alle Tatumstände, 
welche auf den Schadenfall Bezug haben, mitzuteilen 
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und alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurtei-
lung des Schadenfalles erheblichen Schriftstücke einzu-
senden. 

2. Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtan-
spruch, so hat der Versicherungsnehmer die Prozess-
führung dem Versicherer zu überlassen, dem vom Ver-
sicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht 
und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig er-
achteten Aufklärungen zu geben. 

3. Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne 
vorherige Zustimmung des Versicherers einen Haft-
pflichtanspruch ganz oder zum Teil vergleichsweise an-
zuerkennen oder zu befriedigen. Bei Zuwiderhandlung 
ist der Versicherer von der Leistungspflicht frei, es sei 
denn, dass der Versicherungsnehmer nach den Umstän-
den die Befriedigung oder Anerkennung nicht ohne of-
fenbare Unbilligkeit verweigern konnte. Durch irrtümliche 
Annahme des Vorliegens einer gesetzlichen Haftpflicht 
oder der Richtigkeit der erhobenen Ansprüche oder der 
behaupteten Tatsachen wird der Versicherungsnehmer 
nicht entschuldigt. 

4. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter 
Verhältnisse das Recht erlangt, die Aufhebung oder Min-
derung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist er 
verpflichtet, dieses Recht auf seinen Namen vom Versi-
cherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen der Zif-
fern 1 bis 3 finden entsprechende Anwendung. 

5. Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle zur Beilegung 
oder Abwehr des Anspruches ihm zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben. 

IV. Zahlung der Entschädigung 

1. Der Versicherer hat die Entschädigung binnen zwei 
Wochen von dem Zeitpunkt an zu leisten, in welchem der 
Geschädigte von dem Versicherungsnehmer befriedigt 
oder der Anspruch des Geschädigten durch rechtskräfti-
ges Urteil, durch Anerkenntnis oder Vergleich festgestellt 
worden ist. Soweit gemäß § 3 III Kosten zu ersetzen 
sind, ist die Entschädigung binnen zwei Wochen von der 
Mitteilung der Berechnung zu leisten. 

2. Der Versicherer ist berechtigt, nach vorheriger Be-
nachrichtigung des Versicherungsnehmers die diesem 
gebührende Entschädigung, soweit der Versicherungs-
nehmer dem Geschädigten zur Leistung verpflichtet ist, 
unmittelbar an diesen zu zahlen. Auf Verlangen ist der 
Versicherer verpflichtet, die Zahlung an den Geschädig-
ten zu bewirken. 

3. Von Zahlungen des Versicherers zu entrichtende öf-
fentliche Gebühren und Abgaben sind vom Versiche-
rungsnehmer zu vergüten. 

§ 6 Rechtsverlust 

I. Wird eine Obliegenheit verletzt, die nach § 5 dem 
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz, noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Verlet-
zung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit ver-
pflichtet, als die Verletzung Einfluss weder auf die Fest-
stellung des Versicherungsfalles, noch auf die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 

Leistung gehabt hat. Handelt es sich hierbei um die Ver-
letzung von Obliegenheiten zwecks Abwendung oder 
Minderung des Schadens, so bleibt der Versicherer bei 
grobfahrlässiger Verletzung zur Leistung insoweit ver-
pflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei gehöri-
ger Erfüllung der Obliegenheiten nicht geringer gewesen 
wäre. 

II. Hat der Versicherungsnehmer seine Obliegenheiten 
nach § 5 III dadurch verletzt, dass er den Versicherer 
über erhebliche Umstände wissentlich täuschte oder zu 
täuschen versuchte, so verliert er alle Ansprüche aus 
dem betreffenden Versicherungsfall. Weitergehende ge-
setzliche Rechtsfolgen solcher Täuschungen bleiben be-
stehen. 

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Ab-
tretung des Versicherungsanspruches 
und Rückgriffsansprüche 

I. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprü-
che gegen andere Personen als den Versicherungsneh-
mer selbst erstreckt, finden alle in dem Versicherungs-
vertrag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffe-
nen Bestimmungen auch auf diese Personen sinnge-
mäße Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versi-
cherungsnehmer zu; dieser bleibt neben dem Versicher-
ten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

II. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst, sowie 
seiner Angehörigen gegen den Versicherten sind, soweit 
nichts anderes vereinbart ist, von der Versicherung aus-
geschlossen. 

III. Die Versicherungsansprüche können vor ihrer end-
gültigen Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung 
des Versicherers nicht übertragen werden. 

IV. Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers ge-
gen Dritte, ebenso seine Ansprüche auf Kostenersatz, 
auf Rückgabe hinterlegter und auf Rückerstattung be-
zahlter Beträge gehen in Höhe der vom Versicherer ge-
leisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen über. Der 
Versicherungsnehmer hat die vorhandenen Rechtsbe-
helfe und Sicherungsmittel dem Versicherer auszulie-
fern. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versi-
cherungsnehmers geltend gemacht werden. 

Hat der Versicherungsnehmer auf einen gemäß vorste-
hendem Absatz zustehenden Anspruch oder auf ein zu 
dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, so bleibt 
der Versicherer nur insoweit verpflichtet, als die Verfol-
gung des Anspruches ergebnislos geblieben wäre. 

§ 8 Beitragszahlung und Beginn des Versi-
cherungsschutzes, Beitragsregulierung, 
Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendi-
gung 

I. Beitragszahlung 

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
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1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versi-
cherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
rechtzeitig im Sinne von § 8 I 2a zahlt. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

2. Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages, Fol-
gen bei verspäteter Zahlung 

a) Der erste oder einmalige Beitrag ist 14 Tage nach 
Zugang des Versicherungsscheins fällig, nicht aber 
vor dem im Versicherungsschein ausgewiesenen 
Versicherungsbeginn. 

b) Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig im Sinne von § 8 I 
2a, ist der Versicherer im Versicherungsfall nicht zur 
Leistung verpflichtet. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. In Ansehung der Leis-
tungsfreiheit gilt die Frist als gewahrt, wenn die bis 
zum Eintritt der Fälligkeit veranlasste Zahlung in der 
Folge beim Versicherer eingeht. 

c) Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nach Aufforderung zur Prämienzah-
lung nicht rechtzeitig im Sinne von § 8 I 2a kann der 
Versicherer schriftlich vom Vertrag zurücktreten, so-
lange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer 
kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 

3. Zahlung des Folgebeitrages, Folgen bei ver-
späteter Zahlung 

a) Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Bei-
tragszeitraums fällig. 

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

b) Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 
es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat. 

 Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihn durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

c) Der Versicherer wird den Versicherungsnehmer in 
Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungs-
frist von mindestens zwei Wochen setzen. 

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, be-
steht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver-
sicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung darauf hingewiesen wurde. Der Versicherer wird 
von der Verpflichtung zur Leistung nicht frei, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. In Ansehung der 
Leistungsfreiheit gilt die Frist als gewahrt, wenn die 
bis zum Eintritt der Fälligkeit veranlasste Zahlung in 
der Folge beim Versicherer eingeht. 

d) Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 
Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist in Schriftform kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach § 8 I 3c darauf hingewiesen hat. 

 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versi-
cherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz. 

e) Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die 
noch ausstehenden Raten des Jahresbeitrages so-
fort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung einer Rate in Verzug gerät. 

4. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifter-
mächtigung 

a) Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto 
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 
Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder der Bei-
tragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und der Versicherungsnehmer ei-
ner berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

b) Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezo-
gen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versiche-
rers erfolgt. 

c) Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, 
weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächti-
gung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsneh-
mer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der 
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb 
des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versi-
cherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrages 
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer in Text-
form aufgefordert worden ist. 

II. Beitragsregulierung 

1. Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung 
mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten 
Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten 
sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis 
auf der Beitragsrechnung erfolgen. 

Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versi-
cherers nachzuweisen. 

Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers 
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertrags-
strafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsun-
terschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit 
der Angaben kein Verschulden trifft. 

2. Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der 
Beitrag ab dem Beginn der laufenden Versicherungspe-
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riode, in der die Mitteilung zu erfolgen hat, neu festge-
setzt. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. 

3. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren eine Nachzahlung in 
Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung ge-
stellten Beitrages verlangen. 

Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet eine 
Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer 
zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn 
die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang 
der Mitteilung über den erhöhten Beitrag erfolgen. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlungen für meh-
rere Jahre Anwendung. 

III. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

1. Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Ver-
sicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige 
Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
Versicherungsschutz bestanden hat. 

2. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt we-
gen Verletzung vorvertraglicher Anzeigepflichten oder 
durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag 
bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfech-
tungserklärung zu. 

3. Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des Erst- 
bzw. Einmalbeitrags zurück, kann er eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung, Risikofortfall 

I. Vertragsdauer 

1. Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungs-
schein festgesetzte Zeit abgeschlossen. Beträgt 
diese mindestens ein Jahr, so bewirkt die Unterlas-
sung einer rechtswirksamen Kündigung eine Verlän-
gerung des Vertrages jeweils um ein Jahr. 

2. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung be-
darf, zum festgesetzten Zeitpunkt. 

II. Kündigung 

1. Der Vertrag kann durch einseitige Erklärung (Kündi-
gung) nur zu dem vereinbarten Vertragsende aufge-
hoben werden. Die Erklärung ist spätestens drei Mo-
nate vor Ablauf des Vertrages schriftlich gegenüber 
dem Vertragspartner abzugeben. Sie soll durch ein-
geschriebenen Brief erfolgen. 

2. Nach dem Eintritte des Versicherungsfalles ist jeder 
Teil zur Kündigung berechtigt, der Versicherer jedoch 
nur, wenn er entweder Entschädigung geleistet oder 
den Versicherungsanspruch dem Grunde nach aner-
kannt hat oder der Versicherungsnehmer einen un-
begründeten Versicherungsanspruch arglistig erho-
ben hat, der Versicherungsnehmer nur dann, wenn 
der Versicherer die Anerkennung eines begründeten 

Versicherungsanspruches ganz oder teilweise ver-
weigert oder verzögert hat. 

 Die Kündigung muss durch den Versicherer inner-
halb eines Monates nach Leistung der Entschädi-
gung oder Anerkennung des Versicherungsanspru-
ches dem Grunde nach oder Ablehnung des unbe-
gründeten Versicherungsanspruches, und zwar mit 
einmonatiger Kündigungsfrist erfolgen, durch den 
Versicherungsnehmer innerhalb eines Monates nach 
Ablehnung der Versicherungsleistung oder, im Falle 
der Verzögerung der Anerkennung, innerhalb eines 
Monates nach Fälligkeit der Versicherungsleistung, 
und zwar nicht für einen späteren Zeitpunkt als für 
den Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 

 Hat der Versicherungsnehmer bei Verzögerung der 
Anerkennung des Versicherungsanspruches nicht in-
nerhalb eines Monates nach Fälligkeit der Versiche-
rungsleistung gekündigt und erfolgt nachher eine Ab-
lehnung der Versicherungsleistung durch den Versi-
cherer, so kann der Versicherungsnehmer noch in-
nerhalb eines Monates nach dieser Ablehnung kün-
digen. 

 Kündigt der Versicherungsnehmer, so gebührt dem 
Versicherer gleichwohl der Beitrag für die laufende 
Versicherungsperiode. Kündigt der Versicherer, so 
gebührt ihm nur derjenige Teil des Beitrags, welcher 
der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht. 

3. Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz 
ins Ausland, so ist der Versicherer berechtigt, den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
zu kündigen. Das Recht erlischt, wenn es nicht inner-
halb eines Monates, nachdem der Versicherer von 
der Wohnsitzverlegung Kenntnis erhalten hat, aus-
geübt wird. Macht der Versicherer von seinem Kün-
digungsrecht Gebrauch, so gebührt ihm derjenige 
Teil des Beitrags, welcher der abgelaufenen Versi-
cherungszeit entspricht. 

III. Wegfall des versicherten Risikos 

1. Wenn ein versichertes Risiko vollständig und dau-
ernd in Wegfall kommt, so erlischt die Versicherung 
bezüglich dieses Risikos. Als Wegfall des versicher-
ten Risikos gilt auch der Wegfall oder die Einschrän-
kung einer behördlichen Zulassung zur Ausübung 
der versicherten Tätigkeit. 

2. Dem Versicherer gebührt in diesem Falle der Beitrag, 
den er hätte erheben können, wenn die Versicherung 
nur bis zu dem Zeitpunkte beantragt worden wäre, in 
welchem der Versicherer von dem Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt hat. 

§ 10 Klagefrist, Gerichtsstand, Anwendbares 
Recht, Vertragssprache 

I. Hat der Versicherer den Versicherungsschutz abge-
lehnt, so ist der bestrittene Versicherungsanspruch 
bei Vermeidung des Verlustes durch Erhebung der 
Klagen binnen einer Frist von sechs Monaten geltend 
zu machen. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem 
der Anspruchsberechtigte durch eingeschriebenen 
Brief unter Hinweis auf die Rechtsfolgen der Fristver-
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säumnis davon in Kenntnis gesetzt worden ist, inwie-
weit sein Anspruch auf Versicherungsschutz bestrit-
ten wird. 

II. Für die aus diesem Versicherungsverhältnis entste-
henden Rechtsstreitigkeiten ist neben den gesetzlich 
zuständigen Gerichten das Gericht des inländischen 
Wohnsitzes des Versicherungsnehmers zuständig. 

 Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 
aus dem Geltungsbereich des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VersVG) verlegt oder ist dieser im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen 
aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

III. Auf den Versicherungsvertrag findet ausschließlich 
österreichisches Recht Anwendung. Die Vertrags-
sprache ist deutsch. 

§ 11 Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers 

I. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und 
Erklärungen sind schriftlich abzugeben, sofern nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Sie sind an 
die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Niederlassung zu richten. 

II. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge-
bende Willenserklärung die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt 
entsprechend für den Fall einer Namensänderung 
des Versicherungsnehmers. 

III. Ist nicht in den Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen oder durch besondere Vereinbarung, soweit es 
das Gesetz zulässt, Abweichendes bestimmt, so gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften. 

 

 

 


